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Mobilisieren und informieren 

OFFENSIVE '87 
Die CDU will im Herbst eine politische Großof- 
jnsive starten, mit der die Mitglieder mobili- 
le1 und die Bürger informiert werden sollen. 

JJJ Mittelpunkt dieser Offensive sollen die 
vjirtschafts- und Beschäftigungspolitik sowie 
~'e Außenpolitik stehen. Dies kündigte Gene- 
a'sekretär Heiner Geißler nach der Sitzung 

CrS CDU'Bundesvorstandes in Bonn an. Die 
DU wird ihre große politische Kampagne 

-Aktion 10000" nennen, weil die 10000 Orts- 
•ÜÜ Kre»sverbände die Träger der Aktion sein 

s 'j* der Generalsekretär darlegte, zielt diese Be- 
ve ^fti9un9soffensive darauf ab, die Orts- und Kreis- 
nai nde dazu ZU veran,assen' auf lokaler und regio- 
dj 

er Ebene Betriebsleitungen und Betriebsräte über 
^ e Von der Bundesregierung geschaffenen Möglich- 
r ' en w'e Teilzeitarbeit, Erziehungsurlaub oder Vor- 
,    es*and zu informieren, um so die Bereitschaft zu 

HEINER GEISSLER: 

Konzentration 
auf die Partei 
.Ich habe das Ministerium über- 
nommen, weil wir damals der Mei- 
nung waren, alle Mann müssen an 
Bord, und zweitens die Familien- 
politik ein zentrales Thema der 
Christlich Demokratischen Union 
gewesen ist und auch heute noch 
ist. Ich habe diese Aufgabe, glau- 
be ich, ordentlich erfüllt mit einem 

Zehn-Milliarden-Familien-Paket 
und muß mich jetzt auf die Aufga- 
be des Generalsekretärs konzen- 
trieren. Der Generalsekretär ist 
sozusagen der geschäftsführende 
Vorsitzende. Er ist von großer Be- 
deutung, wenn der Vorsitzende 
Bundeskanzler ist, und die Partei 
bedarf nun in der Vorbereitung 
des Bundestagswahlkampfes des 
ungeteilten Einsatzes des Gene- 
ralsekretärs. Wir brauchen eine in- 
haltliche und organisatorische 
Mobilisierung der gesamten Par- 
tei, und das erfordert den ganzen 
Mann.' 
Heiner Geißler zur Aufgabe seines Mi- 
nisteramtes in einem Deutschland- 
funk-Interview. 

CDU Mtfc chutz geht jeden an. Mit der 
ÜrnJ1 ,'**'* uns für eine lebenswerte 
QaZ setzt die CDU auf das En- 
iv0 ^enr v°r Ort. Zupacken dort, 
heiß,H-r •Umwelt-Schuhm drückt. 
te s 

c"e Devise. Keine großen Wor- 

9efrantdern viele kleine Taten sind 

Cr>U ft Für diese Aktion ngt die 
thns"

Undes9eschäftsstelle ein Ak- 
tlschennnbUCh Undeine bunte Zeitun9 m>t einem großformatigen, vierfarbigen Poster und vielen prak- 

umweltschutztips herausgegeben. Näheres erfahren Sie auf den Seiten 13 bis 15 dieser Ausgabe. 

MIT UNS FUR EINE 
LEBENSWERTE 
UMWELT 
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fördern, hiervon Gebrauch zu machen und 
eine Entlastung auf dem Arbeitsmarkt zu 
erreichen. 
Eine weitere Informationsoffensive kün- 
digte der Generalsekretär für die Außen- 
politik an. Geißler stellte u. a. fest: Die Ver- 
hinderung des Krieges und die Sicherung 
des Friedens ist ein großes Ziel, aber das 
Schüren von Kriegsangst lenkt ab von den 
eigentlichen Problemen der Menschheit, 
die heißen: Verletzung der Menschenrech- 
te und Hunger. Die Spannungen auf der 
Welt sind begründet in der Unvereinbar- 
keit von Freiheit und Diktatur. Diese einfa- 
che Wahrheit muß wieder deutlich werden. 

Noch für den Herbst plant die Partei meh- 
rere Kongresse zur Außen- und Sicher- 
heitspolitik sowie zur Wirtschafts- und 
Umweltpolitik. Ein ganz wichtiger Punkt 
wird sein, daß die Beschlüsse auf dem Es- 
sener Parteitag über unsere moderne 
Frauenpolitik mit dem Ziel, Beruf und Fa- 
milie vereinbar zu machen, Wahlfreiheit für 
Männer und Frauen zu gestalten, auch auf 
der kommunalen und regionalen Ebene 
durchgesetzt werden müssen. Das gilt 
nicht nur für die Gleichberechtigungsstel- 
len, sondern auch für die Frauenförde- 
rungspläne, für die Finanzierung von 
Frauenhäusern. Hier haben wir konkrete 
Beschlüsse gefaßt und die Partei ist auf- 
gerufen und gehalten, diese Beschlüsse, 
die ja nicht für Feier- und Festtage getrof- 
fen worden sind, im Alltag umzusetzen. 

Eine wichtige Rolle spielt die Tatsache, 
daß viele Orts- und Kreisverbände im 
Herbst oder im nächsten Frühjahr 40 Jah- 
re alt geworden sind. Dies wird Gelegen- 
heit geben, noch einmal auf die Grundwer- 
tediskussion, auf das Grundsatzpro- 
gramm der Christlich Demokratischen 
Union und die Geschichte der Union als 
neuer, junger Partei hinzuweisen und 
auch unsere Mitglieder zu informieren und 
zu motivieren. Damit geht Hand in Hand 
selbstverständlich eine umfassende Mit- 

gliederwerbung. Das ist unsere Offensive, 
die natürlich der Vorbereitung der Bun- 
destagswahl 1987 dient, und in deren Mit' 
te die „Beschäftigungsaktion 10000" steh* 
und die Aufklärungskampagne über die 
Menschenrechte. Ein weiterer Schwer- 
punkt ist die Aktion „Mit uns für eine I*' 
benswerte Umwelt", die bereits in diesenj 
UiD vorgestellt wird (s. Seiten 13—15).  • 

Der Feuerwehrmann 
von Helmut Schmidt 
steigt aus 
Hans-Jürgen Wischnewski ist zurück- 
getreten. Der Feuerwehrmann von Hel- 
mut Schmidt steigt aus. Die SPD und 
ihre Finanzen aber bleiben in dem de- 
solaten Zustand, wie er sie vorgefun- 
den hat. 
Man glaubt es nicht, aber Hans-Jürgen 
Wischnewski schreibt wörtlich: 

„Das Vermögen der Partei ist J" 
den letzten Jahren in immer stär- 
kerem  Maße verbraucht worden- 
Die Zahl der Mitglieder der Parte' 
ist in den letzten Jahren in starke* 
Maße zurückgegangen." 

Hans-Jürgen  Wischnewski  wird  zurn 

Kronzeugen dafür, daß die SPD unter 
Willy Brandt total abgewirtschaftet unö 
jede Glaub- und Vertrauenswürdigke'^ 
verloren hat sowie innerparteilich zer' 
rüttet ist.   

Wechsel bei der CDA 
Die CDU-Sozialausschüsse (CDA) hat>e 

einen neuen Hauptgeschäftsführer. Zu 

Nachfolger des als Nachrücker in d 
Bundestag gelangten Heribert Scharre 
broich wählte der CDA-Bundesvorstan 
dessen bisherigen Stellvertreter He'n, 
Adolf Hoersken. Hoersken, von Bef 
Schlosser, ist seit 1967 hauptamtlich ü 

den Sozialausschüssen tätig. 
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Expertin für Familienfragen: 

Rita Süssmuth 
wird Nachfolgerin 
von Heiner Geißler 
Nachfolgerin von Heiner Geißler im Amte 
des Bundesministers für Jugend, Familie 
und Gesundheit wird Frau Professor Dr. 
Rita Süssmuth. Die 1937 geborene CDU- 
Politikerin ist Professorin für Erziehungs- 
wissenschaft an der Universität in Dort- 
mund. Sie ist seit 1980 Vizepräsidentin 
des Familienbundes der Deutschen Ka- 
tholiken; seit 1982 Vorsitzende der Kom- 
mission „Ehe und Familie'' beim Zentral- 
komitee der Deutschen Katholiken und 
seit 1983 Vorsitzende des Bundesfach- 
ausschusses für Familienpolitik der 
CDU. 
fm Rahmen ihrer Tätigkeit ist sie seit 
1971 Mitglied des Wissenschaftlichen 
°eirats für Familienfragen beim Bundes- 
minister für Jugend, Familie und Ge- 
sundheit und Mitglied der Familienbe- 
r/chtskommission. Ihre Arbeitsschwer- 
Punkte und Publikationen beschäftigten 
sich vor allem mit den Themen: Familien- 
Politik; Wandlungsprozesse in der Fami- 

lie; veränderte Lebensentwürfe von 
Frauen; Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf; jugendlicher Protest und Krisen 
im Jugendalter. 

Hohe Nachfrage nach Städtebauförderungsmitteln 
^Nachfrage der Gemeinden 

teu ..    Städtebauförderungsmit- 
swberste'9t das nach der Auf_ 

Miiii 9 der Bundesmittel auf 1 
her)

arde DM zur Verfügung ste- 
'ärid    Volumen in allen Bundes- 
'e. ryn um mehr als das D°PPe'- 
&u '®s. ist das Ergebnis einer 
dje   ,, 

ander-Besprechung  über 

Städ» setzung der ernönten 

d6n "f
bauförderungsmittel        in 

BUntj ren 1986 und 1987 im 

d6r   
e^bauministerium. Alle Län- 

r»i6nd 
berichteten     übereinstim- 

horißn^0 einer außergewöhnlich 
nach   I)18cnfrage, die unmittelbar 
Bund Entscheidungen   der 

esregierung vom 1. Juli d. J. 

einsetzte. In allen Ländern laufen 
die Vorbereitungen zur Pro- 
grammaufstellung für 1986 mit 
Hochdruck. Besondere Schwie- 
rigkeiten sind dabei nicht aufge- 
treten. Die Länder haben noch 
im Juli ihre Gemeinden und nach- 
geordneten Behörden in kürze- 
ster Frist über die Möglichkeiten 
des Programms informiert. Die 
Landesprogramme werden ter- 
mingerecht zum 1. November 
1985 vorgelegt werden. In den 
Ländern und Gemeinden wurde 
ausreichende personelle und or- 
ganisatorische Vorsorge getrof- 
fen, um eine schnelle Umsetzung 
des Programms  in  Bauaufträge 

sicherzustellen. Die Länderver- 
treter äußerten übereinstimmend 
ihre Überzeugung, daß mit einer 
schnellen Investitionswirkung zu 
rechnen sei. Entsprechend wür- 
den die Anträge der Gemeinden 
ausgewählt. Die Länder sind 
auch bereit, noch in diesem Jahr 
die Zustimmung zum vorzeitigen 
Baubeginn vieler Maßnahmen zu 
geben. In einigen Ländern ist 
dies für eine Reihe von Projekten 
inzwischen bereits geschehen. 
Auch von Seiten des Bundes wer- 
den alle Möglichkeiten eines un- 
bürokratischen Vorgehens und 
einer flexiblen Handhabung aus- 
geschöpft. 
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INFORMATION 

Staatsdefizit geht zurück 
Der Bund hat in der ersten Hälfte dieses 
Jahres mehr ausgegeben und weniger 
eingenommen als erwartet. Dennoch ste- 
hen nach Ansicht des Bundesfinanzmini- 
steriums die Chancen, auch 1985 das 
Staatsdefizit und den Staatsanteil am So- 
zialprodukt weiter zurückzuführen, nicht 
schlecht. Dies geht aus einer Übersicht 
des Bundesfinanzministeriums über die 
Entwicklung der Bundesfinanzen im er- 
sten Halbjahr 1985 hervor. Das Bundesfi- 
nanzministerium begründet seinen Öpti-. 
mismus hinsichtlich einer weiteren Zu- 
rückführung des Defizits vor allem mit der 
insgesamt verhaltenen Entwicklung auf 
der Ausgabenseite. Aber auch bei den 
Einnahmen geht man in Bonn nach den 
jüngsten Steuerschätzungen davon aus, 
daß die Steuereinnahmen im Gesamtjahr 
1985 dem Soll entsprechen werden. 

VW stellt 2600 neu ein 
Die Volkswagen AG will im Rahmen der im 
vergangenen Jahr angekündigten Neuein- 
stellungen im 2. Halbjahr 1985 noch ein- 
mal 2600 Leute einstellen, um der Kapazi- 
tätssteigerung und den neuen Arbeitszeit- 
regelungen im Tarifvertrag gerecht wer- 
den zu können. Die Belegschaft der sechs 
inländischen VW-Werke hatte sich von 
Ende Februar 1984 bis Ende Juni 1985 von 
113800 auf 117600 erhöht. 

Rot-grüne Magistrate in 
Marburg und Gießen 
Die seit acht Jahren im Marburger Rat- 
haus bestehende große Koalition von SPD 
und CDU ist zu Ende. Mit den Stimmen 
der neuen Bündnispartner SPD und Grüne 
sowie mit den Stimmen der DKP wurden 
die bisherigen hauptamtlichen Magistrats- 

mitglieder der CDU, Bürgermeister Gert 
Dahlmanns und Stadtrat Winfried Will, vor- 
zeitig aus dem Amt abberufen. Anschlie- 
ßend wählte die aus insgesamt 33 Stadt- 
verordneten bestehende rot-grüne Koali- 
tion wiederum zusammen mit den drei 
kommunistischen Stadtverordneten den 
bisherigen SPD-Stadtrat Gerhard Pätzold 
zum Bürgermeister und Professor Dr. Jür- 
gen Gotthold (SPD) sowie Alex Müller 
(Grüne) zu hauptamtlichen Stadträten. Sie 
stellen zusammen mit Oberbürgermeister 
Hanno Drechsler (SPD) den neuen, vier 
Mitgliedern zählenden Magistrat. 
Auch die Stadt Gießen hat einen neuen 
Magistrat. Mit den Stimmen von SPD und 
Grünen gegen die von CDU und FDP 
wählte die Stadtverordnetenversammlung 
den SPD-Abgeordneten im Hessischen 
Landtag, Manfred Mutz, zum neuen Ober- 
bürgermeister. Ebenfalls gegen das Vo- 
tum von CDU und FDP, die der neuen Ko- 
alition mit insgesamt 29 Stadtverordneten 
nur um eine Stimme unterlegen sind, wur- 
den Lothar Schüler und Harald Lührmann 
(beide SPD) zum Bürgermeister bezie- 
hungsweise Stadtkämmerer gewählt und 
der Kandidat der Grünen, Ekkehard Dam- 
mann, zum Planungsdezernenten. 

Teuerungsrate sinkt weiter 
Der Anstieg der Lebenshaltungskosten in 

der Bundesrepublik verringert sich immer 
mehr, die Preise werden zunehmend sta- 
biler. Die Westdeutsche LandesbanK 
(WestLB) rechnet damit, daß schon W 
Oktober beim Jahresvergleich die Zwei' 
prozentmarke unterschritten wird. 

SPD-Wahlkampf in NRW 
kostete 17,4 Millionen 
Der Wahlkampf der SPD in Nordrhein- 
Westfalen hat 17,4 Millionen Mark geko- 
stet. Diese Summe gab der Landesge- 
schäftsführer der NRW-SPD, Bodo Hom- 
bach, in Bonn bekannt. 
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* BILANZ 

Heiner Geißler schrieb ein neues 
Kapitel Frauen- und Familienpolitik 
Oas Bundesministerium für Jugend, 
^amilie und Gesundheit hat eine 
Schlüsselfunktion für die Bewälti- 
9ung und die Gestaltung des gesell- 
schaftlichen Wandels in der Indu- 
^riegesellschaft. Dies erklärte Bun- 
öesfamilienminister Heiner Geißler, 
*'8 er in Bonn eine erfolgreiche Bi- 
anz seiner dreijährigen Amtstätig- 
keit zog. Heiner Geißler wird im Lau- 
• des Monats September sein Amt 
*b9eben und sich ganz auf seine 
j^fgaben als Generalsekretär der 
jrDU konzentrieren. Nachfolger im 
jjfnt des Familienministeriums wird 
J|rau Prof. Rita Süssmuth, Vorsitzen- 

e des Bundesfachausschusses für 
ar*Hienpolitik, sein. 

\r\ der  Pressekonferenz  führte  Heiner 
Qeißier u. a. aus: In den vergangenen 
rei Jahren sind durch die Entscheidun- 

?.en der Bundesregierung familien- und 
s
,nderfeindliche Strukturen dieser Gesell- 

P°haft abgebaut und die Bedeutung der 
^fnilie als der wichtigsten Gemeinschaft 

sch6rer Gese,lschaft durch konkrete Ent- 
in /^.'düngen, wie z- B- das Familienpaket 

Höhe von über 10 Milliarden DM, aufge- 
bet worden. 

c, e der bedeutendsten gesellschaftli- 
ve

6n Veränderungen unserer Zeit ist das 
Pr äderte Bewußtsein von Millionen von 
^ .Uen. die in ihrer überwiegenden Mehr- 
te K- e Fam''ie ur,d Beruf miteinander 
ja. 'nden wol,en-ln den vergangenen drei 
au 

ren sind dafür wichtige politische Vor- 
setzungen   geschaffen   worden,   die 

nicht eine rein quantitative Fortschreibung 
bisheriger Leistungen darstellen, sondern 
eine qualitative Veränderung der Gesell- 
schaftspolitik beinhalten. Ich nenne hier 
vor allem die erstmalige Anerkennung von 
Erziehungsjahren in der Rentenversiche- 
rung, die Einführung eines Erziehungsgel- 
des und Erziehungsurlaubs mit Beschäfti- 
gungsgarantie. Beide Entscheidungen ha- 
ben ein neues Kapitel in der Familien- und 
Frauenpolitik eröffnet. 

Zu den sozialen Innovationen gehören z. 
B. die in den letzten drei Jahren geschaf- 
fenen verbesserten Voraussetzungen der 
Arbeitsplatzteilung, Teilzeitarbeit, Wahl- 
freiheit von Mann und Frau, die verbesser- 
te Möglichkeit Beruf und Familie zu ver- 
einbaren, die Stärkung der Familiensoli- 
darität, in der die Großeltern wieder einbe- 
zogen werden, die verbesserte familienbe- 
gleitende berufliche Qualifikation. 

Kurz zusammengefaßt wurden in den ver- 
gangenen drei Jahren in der Verantwor- 
tung des Bundesministers für Jugend, Fa- 
milie und Gesundheit durch die Bundesre- 
gierung folgende Entscheidungen getrof- 
fen: 

• Wieder Kindergeld für junge Menschen 
ab 18 Jahre ohne Ausbildungs- und Ar- 
beitsplatz. 

• Kinderfreibetrag von 2484 Mark pro 
Kind. 

• Kindergeldzuschlag von 46 Mark pro 
Kind und Monat für Familien mit geringem 
Einkommen. 

• Kindergeld für Vollwaisen. 
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• Erziehungsgeld in Höhe von 600 Mark 
monatlich für zunächst 10 Monate und ab 
1988 für ein ganzes Jahr. 

• Erziehungsurlaub mit Beschäftigungs- 
garantie für alle Mütter oder Väter. 
• Anerkennung von Erziehungszeiten in 
der Rentenversicherung. 
• Baukindergeld in Höhe von 600 DM be- 
reits ab dem ersten Kind. 

• Bundesstiftung Mutter und Kind — 
Schutz des ungeborenen Lebens. 

• Erhöhung der Einkommensgrenze auf 
8000 Mark und Familienzusatzdarlehen 
bei Aufnahme von Großeltern. 

• Elternfreibetrag in Höhe von 2400 Mark 
beim Wohngeld bei Aufnahme der Großel- 
tern in die Wohnung. 

• Freibeträge von 4000 bzw. 2000 Mark 
für Kinder von alleinstehenden Müttern 
oder Vätern. 

• Erhöhung der Ausbildungsfreibeträge 
für Schüler und Studenten auf 1 800 Mark, 
bei auswärtiger Unterbringung auf 3000 
Mark. 

• Verkürzung der Wartezeit in der Ren- 
tenversicherung von 15 auf 5 Jahre, so 
daß Millionen von Frauen mit einem eige- 
nen Rentenanspruch in die Ehe und Fami- 
lie gehen können. 

• Gesetzliche Verbesserung von Teilzeit- 
arbeit, der Arbeitsplatzteilung und des 
Schutzes bei flexiblen Arbeitszeiten. 

• Verbesserung des Versorgungsaus- 
gleichs beim Scheidungsrecht. 

• Verbesserter Schutz im Strafverfahren 
für Frauen, die Opfer von Sexualverbre- 
chen geworden sind. 

• Erstmalige umfassende Finanzierung 
von Frauenhäusern. 

• Durchführung zahlreicher Modelle zur 
besseren beruflichen Qualifikation von 
Frauen. 

• Modelle für Frauenförderungspläne. 
• Verbesserung der beruflichen Qualifi- 
zierung für Frauen mit Kindern nach der 
Arbeit in der Familie. 
• Reform der Kriegsdienstverweigerung 
und des Zivildienstes. 

• Reform des Gesetzes zum Schütze der 
Jugendlichen mit Einbeziehung der Video- 
Filme und strafrechtlichem Verbot men- 
schenverachtender Gewaltdarstellung. 

• Verbesserung der ärztlichen Ausbil- 
dung durch Novellierung der Approba- 
tionsordnung unter Einführung einer zu- 
sätzlichen 2jährigen praktischen Ausbil' 
dung (Arzt im Praktikum). 

• Neues Krankenpflege- und Hebarn- 
mengesetz. 
• Verabschiedung der personellen Aus- 
stattung für die Neuzulassung von Arzne'- 
mittein. 
• Gefahrstoffverordnung mit beispielhaf' 
ten Regelungen für Formaldehyd und Di°' 
xin. 
• Neue Apotheken-Betriebsordnung. 
• Tierarzneimittelnovelle zum Schutz des 
Verbrauchers vor Rückständen in Lebens' 
mittein. 
• Eine Reihe weiterer Verordnungen n» 
den Verbraucherschutz. 

• Für Pflegebedürftige als erste Stufe e"' 
nes Gesamtkonzeptes Übernahme v°n 

Pflegeleistungen in die gesetzliche Kran' 
kenversicherung und Erleichterung für d'e 

Aufnahme pflegebedürftiger Eltern in d'e 

eigene Wohnung durch Einführung eine5 

zusätzlichen Freibetrages im Wohnge^' 
gesetz. 
• Wiedereinführung des BedarfsdeK' 
kungsprinzips in der Sozialhilfe ab 1. Jar^' 
ar 1984 und Erhöhung der Sozialhilferege'' 
Sätze ab 1. Juli 1985 um ca. 9%, zusätzlich 

Mehrbedarfszuschläge von 20% für allei^ 
erziehende Frauen und für ältere Mitbüf' 
ger über 60 Jahre. ^ 
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KPV / GEMEINDEN 

Schwerpunktprogramm soll zu 
mehr Investitionen anspornen 
&ei der Bekanntgabe des Kommu- 
lalpolitischen Schwerpunktpro- 
9ramms der Kommunalpolitischen 
Vereinigung der CDU und CSU 
Deutschlands (KPV) erklärt der Bun- 
uesvorsitzende der KPV, Horst Waf- 
Jenschmidt, Parlamentarischer 
Staatssekretär, die Union verfolge 
"isbesondere folgende Ziele: 
• eine starke Offensive für kommu- 
na'e Investitionen, 

p eine verläßliche kommunale 
F|nanzsituation, 

• zusätzliche kommunale Initiativen 
*Jr Ausbildungsplätze und Arbeits- 
^°glichkeiten und eine 

• weitere Entbürokratisierung auch 
Ur den kommunalen Bereich. 

•eses  Programm wird die  rd.  100000 
J0rnmunalpolitiker von CDU und CSU in 
en kommunalen Parlamenten, Fachaus- 
Criüssen, Bezirksvertretungen und Ver- 
altungen anspornen zu zusätzlichen ln- 
lativen in den hervorgehobenen Schwer- 
sten, und zwar sowohl in ihren örtli- 
en Verantwortungsbereichen wie auch 

jj®9enüber den staatlichen Aufsichtsbe- 
.   rden. Insbesondere wollen wir auch an- 
hand der Schwerpunkte und Ziele dieses 

r°gramms das Gespräch mit den Bür- 
!jern vor Ort weiter verstärken. 

den Schwerpunkten im einzelnen: 

• Kommunale Investitionen 
'achhaltig steigern 

Oie 
*'ei| 

leisten Gemeinden sind wieder finan- 
in der Lage, mehr zu investieren. Die 

feinden haben 1984 erstmals in der 

Geschichte der Bundesrepublik ein Finan- 
zierungsplus erwirtschaftet, und zwar in 
Höhe von rd. 1,5 Mrd. DM, die Überschüs- 
se aus den Verwaltungshaushalten betru- 
gen über 16 Mrd. DM. Aufgrund der wirt- 
schaftlichen Entwicklung sehen die weite- 
ren Prognosen günstig aus. Der wiederge- 
wonnene finanzielle Handlungsspielraum 
muß jetzt für zusätzliche kommunale Inve- 
stitionen eingesetzt werden. Damit kön- 
nen Arbeitsplätze gesichert und wichtige 
kommunale Aufgaben erfüllt werden. Es 
geht in erster Linie um die behutsame 
städtebauliche Erneuerung unserer Städte 
und Dörfer, um Umweltschutz und auch 
um Voraussetzungen für Betriebsansied- 
lungen und Betriebserweiterungen. In die- 
sem Sinne unterstützt die KPV nachdrück- 
lich das 4,6-Mrd.-DM-Städtebauförde- 
rungsprogramm von Bund, Ländern und 
Gemeinden. Die KPV fordert alle Geneh- 
migungsbehörden und Dienststellen der 
Kommunalaufsicht auf, Anträge schnell zu 
genehmigen und Erlaubnisse zum soforti- 
gen Baubeginn zu geben. 

2. Kommunale Finanzen müssen 
kalkulierbar bleiben 

Einnahmen und Ausgaben müssen für die 
Kommunen kalkulierbar bleiben. Auch das 
ist Voraussetzung für zusätzliche kommu- 
nale Investitionen. Darum unterstützt die 
KPV nachdrücklich die Gewerbesteuerga- 
rantie, die die Bundesregierung gegen- 
über dem Bundestag abgegeben hat und 
die Bundeskanzler Helmut Kohl am 12. Ju- 
ni 1985 vor dem Städtetag in Berlin erneu- 
erte. Mit einem Gesamtaufkommen von 28 
Mrd. DM ist die Gewerbesteuer eine der 
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wichtigsten Einnahmequellen der Gemein- 
den. Sie ist auch für die Betriebe von gro- 
ßer Bedeutung, denn sie sichert das Inter- 
esse der Gemeinden für die Anliegen der 
Betriebe, z. B. bei der Erschließung und 
beim Umweltschutz. 
Im Blick auf die gemeindlichen Ausgaben 
unterstützt die KPV die Initiativen von Ar- 
beitsminister Blüm, Mittel der Bundesan- 
stalt für Arbeit für eine Verbesserung der 
Leistungen an Arbeitslose und für die 
Qualifizierung von Arbeitslosen einzuset- 
zen, weil dadurch die Sozialhilfe kurz- und 
mittelfristig entlastet wird. Jede Mark, die 
hier frei wird, kann für kommunale Investi- 
tionen eingesetzt werden. 

3. Recht- und 
Verwaltungsvereinfachung 
vorantreiben 

Die KPV setzt bei der Rechts- und Verwal- 
tungsvereinfachung besonders auf folgen- 
de Schwerpunkte: 

a) die Rechtsbereinigung des Bundes, 
insbesondere das neue Baugesetzbuch, 
b) die Delegation von Aufgaben vom Bund 
auf die Länder und von den Ländern auf 
die Gemeinden, 

c) weitere Initiativen für sinnvolle Privati- 
sierung und freie Trägerschaft, 
d) „Entrümpelung" von Vorschriften und 
Formularen auch in der kommunalen Pra- 
xis. 

4. Arbeitsmöglichkeiten und 
Ausbildungsplätze verstärkt 
mobilisieren 

Die KPV will weitere kommunale Initiativen 
für: 

a) örtliche Arbeitsmarkt- und Ausbil- 
dungsplatz-Börsen mit der Arbeitsverwal- 
tung, Betriebsleitungen und Betriebsrä- 
ten, 

b) besondere Ausbildungsplatzwerber, 
c) örtliche Einrichtungen der Ausbildung, 

Umschulung und Weiterbildung in Zusam- 
menarbeit von kommunalen Körperschaf- 
ten, sozialen Verbänden und Arbeitsver- 
waltungen, 

d) zusätzliche Bemühungen um Ausbil- 
dungsplätze in kommunalen Verwaltungen 
und Einrichtungen, 
e) mehr Teilzeitarbeit, um Arbeitsmöglich- 
keiten zu teilen, Beispiel: 3 Leute für 2 
Stellen, 
f) zusätzliche Informationen für Existenz- 
gründungsförderung. 0 
Nach einer noch unvollständigen Über- 
sicht des Deutschen Städtetages hat die 
Investitionstätigkeit der Kommunen im 
zweiten Quartal so zugenommen, daß — 
aufs Jahr gesehen — die erwartete Stei- 
gerung von 3,3 Prozent gegenüber 198^ 
noch erreicht werden könnte. 
Der Frankfurter Oberbürgermeister, Dr- 
Walter Wallmann, der erstmals in seiner 
neuen Eigenschaft als Präsident des Städ- 
tetages in Bonn auftrat, sagte dazu, daß 
die Ausgabefreudigkeit der Kommunalpo- 
litiker sich nicht allein an Zahlen orientiere- 
Ausschlaggebend sei heute vielmehr, wel' 
ehe langfristigen Erwartungen sich aus 
der Bundes- und Länderpolitik für die 
Städte ergäben. Die zahlreichen gesetzli" 
chen Eingriffe der vergangenen Jahre i" 
die kommunale Haushaltsstruktur hätten 
ein Klima der Unsicherheit geschaffen. 
Wenn von den Gemeinden, die noch W* 
mer zwei Drittel der öffentlichen InvestitiO' 
nen tätigten, ein Beitrag zur Konjunktur- 
belebung erwartet werde, müßten die Ge' 
setzgeber ihnen die Sicherheit geben, da» 
ihre finanzielle Basis auf Jahre hinaus 
nicht weiter angetastet werde. DiskussiO' 
nen über die Abschaffung der Gewerbe' 
Steuer oder etwa die Ankündigung des 
nordrhein-westfälischen Finanzministers 
Posser, den kommunalen Finanzausgleich 
im nächsten Jahr um eine Milliarde DM zu 

kürzen, seien der InvestitionsneigunÖ 
nicht förderlich. 
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AUSWÄRTIGE BEZIEHUNGEN 

..Neben-Außenpolitik" der SPD 
schadet deutschen Interessen 
Seit der Abwahl als Regierungspar- 
tei versucht die SPD, durch eine 
leue Qualität ihrer Beziehungen zu 
^gierenden kommunistischen Par- 
teien ihre Politikfähigkeit unter Be- 
weis zu stellen. Dabei werden au- 
jten- und sicherheitspolitische 
Grundsätze, die noch für die Regie- 
J^ng Schmidt maßgeblich waren, ge- 
opfert. Unter der Überschrift „zweite 
Ostpolitik" bemüht sich die SPD, auf 
jer Parteischiene eine eigene Au- 
£en- Und Sicherheitspolitik an der 
Bundesregierung vorbei zu befrei- 
en, stellt MdB Volker Rühe, stell- 
vertretender Vorsitzender der CDU/ 
iSU-Bundestagsfraktion fest. 

^iese Umgehungspolitik oder Neben- 
Jf Außenpolitik   der   SPD   erfreut   sich 

Sch arer Uprterstützun9 der kommunisti- 
hen Führungen. Gemeinsame Kommis- 

Jjnen wurden bereits mit der SED, der 
n dsU, der KP Polens (PVAP) und der KP 
tun rnS (USAP) angesetzt. In Vorberei- 
der9 'St die Bildun9 einer Kommission mit 
Sp

r KP der CSSR. Mit der SED hat die 
?Ur inzwischen ein Rahmenabkommen 
fe Schaffung einer von chemischen Waf- 
^   freien Zone in Europa geschlossen. 

^oh6 P°litik ist scnon deshalb äußerst 
v^e 

ematisch- weil statt begrüßenswerter 
tio^^he.  Sondierungen   und   Informa- 

^oh mK IST scnon deshalb äußerst 
Q6     .matiscn- weil statt begrüßenswerter 
tionPKäChe' Sondierun9en und Informa- 
^sbesuchen die Oppositionspartei SPD 
run Anschein erweckt, wie eine Regie- 
rt! handeln zu können, d. h. Arbeits- 
»Qffi>Pen einzusetzen, institutionalisierte 
9ier Sachverhandlungen mit den re- 

' enden     kommunistischen     Parteien 

Osteuropas zu führen und Abkommen zu 
schließen. Die Neben-Außenpolitik der 
SPD gegenüber den Staaten des War- 
schauer Pakts ist gekennzeichnet durch: 

• Distanzierung von der Politik der ame- 
rikanischen Regierung, statt dessen be- 
wußte Hinwendung zur Sowjetunion und 
Eingehen auf deren Interessen. 

• Distanzierung von der gemeinsamen 
Sicherheitspolitik der NATO. 

Beweggründe und Ziele 
der SPD 
1. Nach dem Verlust der Regierungsver- 
antwortung sucht die SPD eine neue Büh- 
ne für die Darstellung ihrer Außenpolitik. 
Mit ihren qualitativ verstärkten Parteibe- 
ziehungen zu regierenden kommunisti- 
schen Parteien glaubt die SPD ein Forum 
gefunden zu haben, daß ihr eine publi- 
kumswirksame Politik des „Als-ob" im 
Sinne einer Neben-Außenpolitik ermög- 
licht. Sie versucht, ihre politische Hand- 
lungsfähigkeit trotz der Oppositionsrolle 
nachzuweisen, außenpolitische Kompe- 
tenz zu erringen und sich sozusagen als 
der Motor in den Ost-West-Beziehungen 
darzustellen. 

2. Mit der Intensivierung der Zusammenar- 
beit mit kommunistischen Parteien ver- 
sucht die SPD, ihre westeuropäische Iso- 
lation in der Außenpolitik zu überspielen. 
Die SPD möchte als Mittler mit eigenem 
politischen Gewicht zwischen den Macht- 
blöcken erscheinen, der auch noch als 
Oppositionspartei von kommunistischen 
Politikern   ernst   genommen   wird.   Die 
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„Partnerschaft" auf Parteiebene gilt dabei 
als Muster für die ostpolitischen Bezie- 
hungen einer SPD-geführten Regierung. 
3. Mit den Verhandlungen und getroffenen 
Vereinbarungen versucht die SPD, die 
Bundesregierung unter Zugzwang zu set- 
zen und zu Reaktionen zu zwingen. In der 
Öffentlichkeit soll der Eindruck einer ost- 
politischen Passivität der Bundesregie- 
rung vermittelt werden, die wegen ihrer 
engen Westbindungen angeblich nicht zu 
einer konstruktiven „Entspannungspolitik" 
mit dem Osten fähig sei. Demgegenüber 
möchte sich die SPD als „Entspannungs- 
partei" profilieren. 

Motive der kommunistischen. 
Parteien Osteuropas bei der 
institutionalisierten 
Zusammenarbeit mit der SPD 
1. Die Parteizusammenarbeit gibt der öst- 
lichen Seite parallel zu den offiziellen Re- 
gierungskontakten ein zusätzliches und 
wirkungsvolles Instrumentarium zur pro- 
pagandistischen Beeinflussung der öffent- 
lichen Meinung in der Bundesrepublik 
Deutschland. Im Umweg über die öffentli- 
che Meinung soll die Regierung zu einem 
Verhalten gezwungen werden, das die 
östliche Seite auf offiziellem und direktem 
Weg nicht erreichen kann. 
2. Die Bundesregierung und die Opposi- 
tion können gegeneinander ausgespielt 
werden — zum Nutzen der östlichen Sei- 
te, die durch eine Art „Tapetentür" sich 
Einfluß auf die deutsche Innenpolitik ver- 
schaffen kann. 
3. Die SPD kann der sowjetischen Füh- 
rung als Alibi dienen für mangelnde sowje- 
tische Kompromißbereitschaft. 
4. Gegenüber den Staaten Westeuropas 
und der USA soll das außenpolitische Ge- 
wicht der Bundesregierung als ge- 
schwächt erscheinen. 
5. In Westeuropa und den USA soll die 

Bundesrepublik Deutschland wegen des 
sich verschärfenden innenpolitischen DiS' 
senses über die Grundlagen deutsche' 
Außenpolitik in den Verdacht der Unberß' 
chenbarkeit und Unzuverlässigkeit gel- 
ten. 

Außenpolitische Auswirkungen 
der SPD-Strategie 
1. Die Vermittlung falscher Signale ein*r 

angemaßten Neben-Außenpolitik durc 
SPD-KP-Abkommen schädigt vitale *° 
ßenpolitische Interessen der Bundesrep 
blik Deutschland, fördert östliche Fehle"J 
Schätzungen und kann insgesamt die 0$ 
West-Zusammenarbeit erschweren. 
2. Eine   offenkundige   Umgehungspo'' ' 
kann sich negativ auf den letztlich er> 
scheidenden Sachdialog auf der Re9'^ 
rungsebene auswirken und das Verha v 

lungsklima  stören.   Die  tatsächliche 
sung  der  Sachprobleme  zwischen 
Staaten wird nicht erleichtert, sondern v 
vornherein durch innenpolitische Kon 
versen belastet. ^ 
3. Die Beziehungen der BundesrePü 

Deutschland   zu   den   Osteuropas^ ^ 
Staaten und insbesondere der Sowje ^ 
on werden durch den Drang der SPD n r, 
innenpolitischer Profilierung über die   ^ 
male innenpolitische Auseinanderset 
hinaus bewußt und zusätzlich zum G   ge- 
stand des innenpolitischen Streites ^ 
macht, was sich in diesem sensiblen 
reich besonders schädlich auswirkt- 

Innenpolitische Auswirkung 
der SPD-Strategie efr 
1. Die Institutionalisierung der Zusarn ^ 
arbeit mit kommunistischen Parteie ^ 
die SPD zu einem Gefangenen ihrer   ^ die oru i.u einem ueianycno" -      .pn p1 

nen Politik werden: Sie gerät unter dp 
folgsdruck, ständig neue Vereinbar^ ^ 
erzielen zu müssen. Erfolge kann si ^ 
nur erreichen, wenn sie auf die ro ^ 
gen der kommunistischen Parteie 
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9eht und dabei die Positionen des We- 
sens ganz oder teilweise aufgibt (vgl. Ab- 
kommen zwischen SPD und SED über 
^Waffen). 

• Die Grenzlinien zwischen der Einheits- 
partei eines totalitären Staates und einer 
Jjrnokratischen Partei in einem freiheitli- 
, en Staat werden verwischt. Der Bevöl- 
p6run9 wird suggeriert, kommunistische 
^arteien verfolgten ähnliche Ziele in der 
te

UßenPolitik wie die demokratischen Par- 
'®n des Westens. Die Konturen zwi- 

t. 
hen freiheitlicher Demokratie und totali- 

förrfr Herrscnaft werden undeutlich. Dies 
Ne       .eine Haltung, die als moralischer 

utralismus bezeichnet werden kann. 

a[    le Bundesrepublik Deutschland wird 

seh- tler zwischen 0st und West über- 
ne 

atzt- Die wirklichkeitsfremde Vision ei- 
Sch neutralen Deutschlands in einer politi- 
. en Nische zwischen den Machtblök- 
4 

n w'rd genährt. 

eine Te'len der SPD nimmt die Scheu vor 
seri

m. Gleichklang und Aktionsbündnis- 
ser J?'| der DKP ab. Dabei verdrängt die- 
V\fiH    ügel der SPD die Geschichte des Wirt 
den

e£star»des der Sozialdemokratie gegen 
gan 

K°rnmunismus und gegen den Über- 
^   9 von einer Diktatur in die andere in VJgr —•••»»•     winiaiui     III    VJIC   QIIUCIC    IM 

l945
SowJetischen Besatzungszone  nach 

^it d6 SF>D hat zu diesen Verhandlungen 
dort 6n StaatsParteien in Osteuropa, die 
MaCn|

a
h
Ucn die tatsächlichen politischen 

lßrs 
hat)er sind, kein Mandat des Wäh- 

<J<wd betreibt insofern eine Politik ohne 
Grafischen Auftrag. 

^Bfolgerung 
Sie uj D So'lte die Gefahren ihrer Strate- 
cherh .sicn und für die außen- und si- 
^es^ '^Politischen Interessen der Bun- 
?e noh!;lik Deutschland erkennen und 
• 6 Meh end'9en Konsequenzen ziehen. 
gb*f ^""Außenpolitik der SPD gegen- 

n osteuropäischen Staaten be- 

ruht auf einer verhängnisvollen Selbst- 
überschätzung der SPD als Mittler zwi- 
schen den Machtblöcken. Die SPD bietet 
in der Ostpolitik nicht Problemlösungen 
an, sondern schafft Probleme. Wer eine 
aktive und konstruktive Ost- und 
Deutschlandpolitik gestalten will, muß 
wissen, daß dies erfolgreich nur auf dem 
festen Boden einer verläßlichen Sicher- 
heitspartnerschaft mit unseren Bündnis- 
partnern geschehen kann. Hierbei kann 
auch eine Oppositionspartei eine wichti- 
ge und aktive Rolle im Rahmen einer 
spezifischen Verantwortung spielen.    • 

Bundesregierung protestiert 
gegen Behinderungen 
Die Bundesregierung hat mit Befremden 
davon Kenntnis erhalten, daß die Behör- 
den der DDR erneut eine große Zahl von 
Reisenden, die die Leipziger Herbstmesse 
besuchen wollten, zurückgewiesen hat. 
Bis Dienstag, 3. September 1985, waren 
hiervon 165 Personen betroffen. Die Vor- 
jahresdaten sind damit bereits jetzt erheb- 
lich überschritten worden. 

Mit Nachdruck appelliert die Bundesregie- 
rung an die zuständigen Behörden der 
DDR, die Einreisebehinderungen einzu- 
stellen und den Reisenden den Besuch 
der Leipziger Herbstmesse zu gestatten. 

Bald bleifreies Euro-Super 
150 der insgesamt 270 Autobahntankstel- 
len bieten bereits bleifreies Normalbenzin 
an. Darauf wies Bundesverkehrsminister 
Werner Dollinger in Bonn hin. Ein Drittel 
der Autobahntankstellen verfüge ferner 
über die technischen Voraussetzungen für 
die Abgabe von bleifreiem Super. Ab 12. 
September sollen diese 90 Tankstellen 
nach den Worten Dollingers zusätzlich zu 
unverbleitem Normalbenzin auch das 
neue bleifreie Euro-Super anbieten. Die 
Autobahntankstellen hätten damit eine 
klare Pilotfunktion bei der Einführung un- 
verbleiter Kraftstoffe übernommen.        • 
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ÖFFENTLICHKEITSARBEIT 

ie Kanzlermedaille 

Abbildung der Vorder- und Rückseite leicht vergrößert 

Zur Ehrung von Jubilaren, als Dank an ver- 
diente Mitglieder und als repräsentatives 
Geschenk der CDU-Verbände für viele 
denkbare Anlässe, u.a. 40 Jahre CDU, 
gibt es die Bronzemedaille mit den Por- 
traits der Bundeskanzler Konrad Adenau- 
er und Helmut Kohl. 
Mit dieser Bronzeausführung der auch in 
Feinsilber aufgelegten Medaille wird ei- 
nem oft geäußerten Wunsch der Partei- 
gliederungen nach einer preiswerten Ge- 
schenk- und Auszeichnungsmünze ent- 
sprochen. 
Die Kanzlermedaille in Bronze ist geprägt 
aus 3 mm starkem Messingrohling, hand- 
patiniert und anlaufgeschützt. Ihr Durch- 
messer beträgt 50 mm, das Gewicht ca. 
43 Gramm. 
In dem repräsentativen blauen Etui mit 

paßgenauer Einlage für die Medaille is 
Deckelkissen der Text .Als Dank und * 
erkennung Ihre CDU" eingedruckt. D'e 

Satz läßt somit eine Vielzahl von VerW 
dungsmöglichkeiten zu. 
Der Einzelpreis beträgt  19.B0 DM (* 
schließlich Etui und 14 Prozent MehrW^, 
Steuer) zuzüglich Versandkosten (be!fl0re 
zelversand 3,50 DM). Rabatte für 9T°0^ 
Stückzahlen können bei der nächste 
den Bestelladresse angefragt werden- 

Die Bestellungen können direkt au 9 
ben werden bei 

Bonner Werbe-GmbH 
Abteilung Vertrieb 
Konrad-Adenauer-Haus 
5300 Bonn 1 
Telefon (0228) 544-229 
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Aktionen für den Umweltschutz 
ti,?Weltschutz Seht jeden an. Mit der Ak- 
wJ? -Mt uns für eine lebenswerte Um- 
vor n

setzt die CDU auf das Engagement 
Seh ZuPacken dort, wo der „Umwelt- 
9roRUh" drückt- heißt die Devise. Keine 
sinH6n Worte, sondern viele kleine Taten 
Cni. 9efra9t- wenn 10000 Verbände der CDU vor Ort Hand anlegen, leisten wir ei- 

nen wichtigen Beitrag, unsere Umwelt le- 
benswerter zu gestalten. 
Um Mitgliedern und Verbänden der CDU 
Anregungen für den praktischen Umwelt- 
schutz vor Ort zu geben, hat die Bundes- 
geschäftsstelle eine Reihe von Materialien 
produziert, die ab sofort bei unserem Ver- 
sandzentrum bestellt werden können. 

frlo 
x»>-&mp*f'*ä 

uCshandbuch 
Wh ,takti°nen von A bis Z 

I6 ^'talilÜ muß es sein- öaß möglichst vie- 
t,v Wero|er im Umweltschutz vor Ort ak- 

t d'e or\*i damit jeder Bürger erkennt, 
t l" die 6tWas für den Umweltschutz 
vche AL?-em Aktionshandbuch sind zahl- 

WeltschutlA|?re9Ungen für Praktische Um- 
^^ktionpn   u/iß  at»  kMiiih. ..~~ 

>nen von A bis Z beschrieben. 
Regungen für praktische Um- 

a*tionen, wie sie bereits von 

Recycling- Papier 
• VorwondeoSwes bereits? Bute * Zukunft als 

Anfano bei aten Veronentbchunoen vn BenNch 
Um well verwenden 

Regentonnen-Aktion 

• Fnschwasse« «si «ei zu schade und wertxA um 
at rum Bkjmen gössen zu verwenden, wenn man 
auch auf anfache Art und Weise Regenwasse» 
auflangen kann 

"   AufHelakuon von Regeneuftang- Tonnen r\ 
Gartenpnvaler Haushalte.abef auchiB anSemo 
renwohnhaueem m* ktanen Garten 

vielen CDU-Orts- und Kreisverbänden er- 
folgreich durchgeführt wurden. 
Mindestabnahme: 10 Stück 
Preis pro Mindestabnahme: 7,— DM 
Bestell-Nr.: 3670 
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Zeitung 
Mit uns für eine lebenswerte Umwelt 

— Unser Wasser wird immer besser 
— Programm zum Schutz des Bodens 
— Kampf dem Lärm 
— Mit harten Bandagen gegen die 

Müllflut 
— Umweltschutz braucht Marktwirtschaft 
So lauten, kurzgefaßt, die Erfolgsmeldun- 
gen der CDU-Umweltpolitik. Alle Maßnah- 
men, die die Regierung Helmut Kohl in nur 
zwei Jahren in diesem, für uns alle lebens- 
wichtigen Bereich getroffen hat, werden 
anschaulich vorgestellt und erläutert. 
Die Rückseite dieser Zeitung ist als groß- 
formatiges, vierfarbiges Poster gestaltet, 
auf dem sich zusätzlich zu einer lebendig 
gestalteten Grafik viele praktische Um- 
weltschutztips befinden. 

Mindestbestellmenge: 100 Stück 
Preis pro Mindestbestellmenge: 19,— DM 
Bestell-Nr.: 2662 

Rahmenmaterialien 
— Flugblatt 
— Rahmenplakat 
Auf Flugblättern und Plakaten können die 
CDU-Verbände ihre Aktionen ankündige*1 

und über ihre Veranstaltungen inforrnie' 
ren. Damit die ganze Aktion einen optiscn 
ansprechenden, einheitlichen Rahmen e£ 
hält, gibt es Rahmenflugblätter und R*£ 
menplakate mit dem neugeschaffenen A* 
tionszeichen. -> 
Wissenswertes zu den Stichworten: LU" • 
Wasser,  Boden, Abfall und  Lärm find* 
sich in Form einer Umweltbilanz der n 
gierung Helmut Kohl als Zusatzinformatio 
auf der Rückseite des Rahmenflugblatte • 

Rahmenflugblatt 
Mindestabnahme: 500 Expl. 
Preis pro Mindestabnahme: 25,— DM 
Bestell-Nr.: 1695 

Rahmenplakat (A1) 
Mindestabnahme: 50 Expl. 
Preis pro Mindestabnahme: 20,—DM 
Bestell-Nr.: 8695 

Nr eine 
lebenswerte Umwelt 

IUMKHKMZ 
braucht 
jMrMibdHft  

Wir dirtM mserei 
lfdeiikttait 
Hl« MM 

kort»- ?:?0& 
n- cm.   --- 
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Broschüre 
Katalysator, 
bleifreies Benzin: 
Unsere Luft 
*ird sauberer 
Qeld  sparen   und   Umwelt 
^nützen  zugleich  können 
^tobesitzer     durch     die 
Jeuen    Umweltvorschriften 
^er Regierung Helmut Kohl. 
jj't übersichtlichen Tabellen 
I nd anschaulichen Beispie- 
.en informiert die Broschüre 
Über; 

^ Steuerbefreiung   für   schadstoffarme 

st <?teuerbefreiung   für  bedingt   schad- 
^offarme Autos 

Steuersenkung für bleifreies Benzin 
tj0

e Broschüre enthält ebenfalls Informa- 
tor daru,:)er, wie man die Steuererleich- 
lnf

Ungen erhält und ist damit ein ideales 
a 

Orrhationsmittel, das bei Autofahrern 
n,! 9r°ßes Interesse stößt. Zugleich infor- 
rjjj ^ d'e Broschüre über die Erfolge der 
che     mweltpolitik aucn in anderen Berei- 

F5r^
destabnahme: 50 Stück 

&*M Pro Mindestabnahme: 10,— DM 
8te"-Nr.: 2664 

fitere Materialien 
KUr* Umweltschutz 
>chüre 
QJJJ u"d Landschaft 
Schiif      m mussen wir unsere Umwelt 
hi    *en 

^ 0schüre ist eine Dokumentation des 
achkongresses am 13.  November 

Katalysator, bleifreies Benzin: 

Unsere Luft^ 
wird saube 

So sparen Sie Geld und schützen Ihre Umwelt! 

1984 und gibt die dort gehaltenen Vorträ- 
ge wieder. 

Mindestabnahme: 50 Expl. 
Preis pro Mindestabnahme: 26,50 DM 
Bestell-Nr.: 5607 

Faltblatt 
Zum Schutz der Natur — zum Wohle des 
Menschen 
Fünf Thesen zur Umweltpolitik 

Das Faltblatt erläutert in Thesenform wich- 
tige umweltpolitische Fragen, wie z. B. den 
Zusammenhang von Marktwirtschaft und 
Umweltschutz und die Notwendigkeit des 
technischen Fortschritts für den Umwelt- 
schutz. 

Mindestabnahme: 100 Expl. 
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Mehr Beschäftigte in der Metallindustrie      100 000 Neueinstellungen 
__*:"* inderMetallinH—*^_ 

In der Indmtrie »»chs(«*•""t' »~»~IW-~»T ~. 
die BescMfttamg Arbeitsmarktoffensive 

(,*wrt-*-'***" war ein voller Erfolg. 
vw stei» 3oo „"r^r^r: =£££§?£ 
Arbeitslos« ein ^^.."SCtn-C 5Si»» 

Nixdorf wfllchemie gdaiit 10 QM Arbeitsplan 
Belegschaft   B*mtnr*miatmm*!tt~i«~^ •        «•»w**** 

ottoot.1000 

^    .,4, ArfJ^^^Noj* mehr Beschäftigte in der Elektroin« 
_—& /J«m der Arbeitsplatz* wird  •nnm-?njL.u.i.»iir.[n«,'^|r'' 

•^•'^•i-^ in diesem Jahr weiter erhöhl „„„„, m*—~** 

neiie Mitarbeiter elll «ES: VW: Neue Art>eitsplätoe  s~s^-*' 

Unsere Wirtschaft wichst wieder, d»e 
/Yeöe sind sts«t wir haben Rekord- 
ergebnisse beim Export, neue Investi- 
tionen schatten neue Arbeitsplätze! 
Diese erfolgreiche Politik der Regie- 
rung Helmut Kohl wirkt sich letzt auch 
auf dem Arbeitsmarkt aus: Viele Firmen 
stellen wieder neue Mitarbeiter ein. In 
der Metallindustrie wurden in den letz- 
ten 12 Monaten 100.000 neue Stellen 
geschaffen. Neueinstellungen auch in 
anderen Branchen: Chemische Indu- 

strie 10.000. Elektroindustrie 50.000 
seit 1984. Straßentahrzeugbau 20.000 
seit 1984. 

Das Gebot der Stunde lautet Jetzt ein- 
stellen. Mit dem BeschSftigungsförde- 
ningsgesetz hat die Regierung Helmut 
Kohl deshalb einen weiteren Schritt für 
mehr Arbeitsplätze getan. 

Erste Erfolge auf dem Arbeitsmarkt 
sindsichtbar. Wir sind auf dem richtigen 
Weg. 

CDU 
f sicher 

sozial. 
undfrei 
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